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L I N Z  W I E N

GZ: 3 Pu 172/16v
Bezirksgericht Steyr
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4400 Steyr
	Antragsteller:
	


Vertreten durch:

A   N   w   a   l   t   s   s   o   c   i   e   t   ä   t
SATTLEGGER I  DORNINGER I  STEINER & PARTNER
Dr. Winfried Sattlegger I  Dr. Klaus Dorninger

Dr. Klaus Steiner I  Mag. Klaus Renner

Mag. Roland Zimmerhansl I  Dr. Peter Huemer

Mag. Florian Obermayr  I  Dr. Gernot Sattlegger

Mag. Dieter Wächter I  Mag. Vladimir Toma
Dr. Günter Tews
Harrachstrasse 6, 4020 Linz
(Kostenpfandrecht gem. § 19a RAO begehrt)
	Beklagte Partei:
	


	vertreten durch: 
	


wegen: 
Unterhaltserhöhung
rekursbeantwortung
2-fach

VM gem. § 8 RAO erteilt

In außen bezeichneter Rechtssache hat der Antragsteller die Anwaltssocietät Sattlegger, Dorninger, Steiner & Partner OG, Harrachstraße 6, 4020 Linz beauftragt und die einschreitenden Anwälte berufen sich auf die ihnen erteilte Vollmacht gemäß § 8 RAO.

Gegen den Rekurs des Antragsgegners vom 23.08.2019 (zugestellt am 26.09.2019) erstattet der Antragsteller innerhalb offener Frist nachstehende

Rekursbeantwortung

an das Landesgericht Steyr wie folgt:

1. Zur Rechtzeitigkeit des Rekurses:

Nach den zur Verfügung stehenden Informationen ist der Rekurs rechtzeitig.
2. Zur Rechtzeitigkeit der Rekursbeantwortung:

Der Rekurs wurde der Kindesmutter als Vertreterin des Antragstellers am 26.08.2019 zugestellt. Die Übermittlung der Rekursbeantwortung per web-ERV mit 30.08.2019 ist daher rechtzeitig (§ 48 Abs. 2 AußStrG).

3. Zum geltend gemachten Rekursgrund der unrichtigen rechtlichen Beurteilung:

Der festgestellte Sachverhalt wurde – entgegen den Ausführungen im Rekurs - vom Erstgericht rechtlich fehlerfrei beurteilt.
Im Rekurs wird ausgeführt:
„Die in Punkt 1) des angefochtenen Teilbeschlusses vorgenommene Unterhaltserhöhung resultiert daraus, dass das Erstgericht zur Feststellung gelangt ist, dass der Kindesvater/Antragsgegner seit 1.1.2019 einer unselbständigen Beschäftigung bei der Firma KFB Bauer GmbH als technischer Angestellter nachgeht, bei welcher er ein monatliches Bruttoeinkommen in Höhe von EUR 6.150,00 verdient und sich unter Anrechnung des geldwerten Sachbezuges des Pkws in Höhe von EUR 780,24 ein monatliches Gesamtbruttoeinkommen von EUR 6.930,24, somit ein für die Unterhaltsbemessung relevantes monatliches Durchschnittsnettoeinkommen in Höhe von EUR 4.961,72 inklusive Sonderzahlungen errechnen würde.

Dem Teilbeschluss beigefügt war ein Auszug "Brutto-NettoRechner", aus dem hervorgeht, dass das Gericht den Sachbezug des Pkws in Höhe von EUR 780,24 zum monatlichen Bruttoeinkommen des Antragsgegners in Höhe von EUR 6.150,00 addiert und davon ausgehend die Unterhaltsbemessungs-grundlage - handschriftlich vom Gericht vermerkt - errechnet hat.

Zur Berechnung führt der angefochtene Teilbeschluss auf Seite 8 aus, dass ein geldwerter Naturalbezug, wie z.B. die Nutzung des Firmenwagens für Privatzwecke, als Bestandteil in die Unterhaltsbemessungsgrundlage miteinzubeziehen ist und aus unterhaltsrechtlicher Sicht der geldwerte Sachbezug einen Einkommensbestandteil darstellt, demzufolge der Bruttosachbezug von EUR 780, 24 zum Bruttoeinkommen von EUR 6.150,00 hinzuzurechnen war (vgl. Seite 8, 3. Absatz). Die vom Gericht herangezogene Unterhaltsbemessungsgrundlage von EUR 4.961,72 inklusive Sonderzahlungen ist unrichtig.
Die der Berechnung zugrunde zu legende Unterhaltsbemessungsgrundlage beträgt EUR 4. 059, 24 inklusive Sonderzahlungen. Zur Berechnung dieses Betrages wird auf die Internetausdrucke der Arbeiterkammer, welche der Antragsgegner mit Äußerung vom 11.7.2019 vorgelegt hat und welche diesem Rekurs nochmal beiliegen, verwiesen. In dieser Maske wurde das monatliche Bruttoeinkommen des Antragsgegners von EUR 6.150, 00 und in der dafür vorgesehenen Spalte der Sachbezug aufgrund des Pkws von EUR 780,24 eingegeben. Wenn man diese Daten eingibt, errechnet sich ein monatliches Nettoeinkommen unter Berücksichtigung des Sachbezuges von EUR 780, 24 (vgl. Blatt Berechnung 2) von EUR 3.232, 65, sohin inklusive Sonderzahlungen ein monatliches unterhaltsrelevantes Nettoeinkommen von EUR 4.059,24 (Nettojahresbetrag unter Berücksichtigung des Sachbezuges und der Sonderzahlungen EUR 48.710,91 = EUR 4.059,24).

Auf dem Ausdruck "Berechnung 2" ist ersichtlich, dass der Sachbezug von EUR 780,24 aufgrund des Pkws beim Nettoeinkommen von EUR 3.232, 65, welches der Antragsgegner defakto auch bezieht, berücksichtigt ist.

Die vom Gericht durchgeführte Berechnung der Addition des Sachbezuges zum Bruttobezug führt zum unrichtigen Ergebnis.

Der Sachbezug ist unstrittig als Einkommensbestandteil zu werten, allerdings steuerrechtlich anders zu behandelt. Dieser steuerrechtlichen Sonderbehandlung trägt die Berechnung im "Brutto-Netto-Rechner" wo der Sachbezug einzugeben ist, Rechnung.

Auf der dem Teilbeschluss vom 7.8.2019 beigefügten Beilage "Brutto-Netto-Rechner" wurde vom Gericht unter Sachbezug hingegen Nichts (0,00) eingegeben, was zu einem falschen Ergebnis führt. Das Gericht hat unrichtigerweise den Sachbezug zum Bruttobezug addiert und diese Summe als Gesamtbruttoeinkommen der Berechnung zugrunde gelegt.

Richtigerweise hätte der Sachbezug unter dem vorgesehenen Feld Sachbezug eingegeben werden müssen mit der Konsequenz, dass sich ein monatliches Nettoeinkommen = Unterhaltsbemessungsgrundlage von EUR 4.059,24 errechnet.

Aus Vorsicht legt der Antragsgegner die Beilagen der Eingabe vom 11.7.2019, nämlich 1.) Eingabemaske und 2.) Berechnung bei.

Unter Zugrundelegung einer Unterhaltsbemessungsgrundlage von EUR 4.059,24 errechnet sich für den Zeitraum 1.1.2019 bis 30.4.2019 eine monatliche Unterhaltsverpflichtung gegenüber dem minderjährigen Leon Sebastian Wall von EUR 650,00 und ab 1.5.2019 von EUR 617,00.“
Die Abzüge für die Unterhaltspflicht der Ehegattin (-1% Punkt bis 30.04.2019 und minus 2% Punkte ab 01.05.2019) werden anerkannt.

Die weiteren Rekursausführungen sind unzutreffend. Unstrittig ist ein Bruttoeinkommen von € 6.150,00 und (zusätzlich) ein Sachbezug (Dienstauto) von € 780,24.

Richtig ist, dass sich ein (Netto-) Auszahlungsbetrag jährlich von € 48.710,91 ergibt. Allerdings sind bei Ermittlung des Auszahlungsbetrags SV-Abgaben und Lohnsteuer, die sich aus dem Sachbezugs ergeben bereits abgezogen. Gegenständlich erhöht sich nur der Lohnsteuerabzug, weil die SV Abgaben durch die Höchstbemessungs-grundlage von € 5.220,00 gedeckelt sind.
Würde man der Argumentation des Rekurses folgen, führte der ZUSÄTZLICHE Sachbezug (zum Bruttgehalt von € 6.150,00) zu einer niedereren UBGR (!).
Gibt man nur den Bruttogehalt von € 6.150,00 in den zitierten Rechner ein, ergibt sich ein Nettoauszahlungsbetrag von € 53.205,15 (/12 = € 4.433,76).

Auf diesen häufigen Fehler hat Tews in Unterhalt korrekt rechnen, 2. Auflage, s 95, s97ff hingewiesen.
Allerdings ist tatsächlich auch die Vorgangweise des Gerichts unrichtig. Das Erstgericht hat es zum Bruttogehalt den Sachbezug mit € 780,24 hinzugerechnet und diesen Bruttobetrag mit € 6.930,24 in den Lohnrechner eingegeben, und den Sachbezug mit 0 angegeben (ON 158).
BS 5oben:

„Der Vater war in der Zeit von 01.01.2008 bis 31.01.2019 selbstständig erwerbstätig. Seit 01.01.2019 geht er einer unselbstständigen Beschäftigung bei der Firma KFB Bauer GmbH als technischer Angestellter nach, bei welcher er ein monatliches Bruttoeinkommen in Höhe von EUR 6.150,00 ins Verdienen bringt. Unter Anrechnung des geldwerten Sachbezuges des PKWs in Höhe von EUR 780,24, beträgt das monatliche Gesamtbruttoeinkommen daher EUR 6.930,24. Daraus errechnet sich ein für die Unterhaltsbemessung relevantes monatliches Durchschnittsnettoeinkommen in Höhe von EUR 4.961, 72 inklusive Sonderzahlungen (ON 128, 137, 149, 158).“

Diese Berechnungen lassen sich zB auf https://www.cpu-informatik.at/Wordpress/?page_id=1617#bruttoNetto exakt nachvollziehen. Dadurch kommt das Erstgericht zu einer zunächst etwas überhöhten UBGR von € 4.961,72. Der Fehler liegt darin, dass der Sachbezug nur 12 mal jährlich zum Tragen kommt und nicht in das Urlaubsgeld und die Weihnachtsrenumeration einfliesst.
Richtigerweise ist nur der Bruttobezug von € 6.150,00 einzugeben und (extra im vorgesehenen Feld) ein Sachbezug von € 780,24, damit eben der Sachbezug nur 12 mal berücksichtigt wird, nicht aber bei Urlaubsgeld und der Weihnachtsrenumeration.

Gibt man die Daten richtig ein (einmal mit einmal ohne Sachbezug) zeigt sich, dass sich der Auszahlungsbetrag für Urlaubs- und Weihnachtsgeld (richtig) nicht verändert.

Die korrekte UBGR errechnet sich somit mit jährlich EUR 48.710,91 / 12 = EUR 4.059,24 zuzüglich Bruttosachbezug von € 780,24 = (richtig) € 4.839,48.
Unter Berücksichtigung der weiteren Sorgepflichten beträgt der Unterhalt vor Anrechnung der Familienbeihilfe daher 18% von € 4.839,48 = € 871,10. Ausgehend von einer KZ 245 (Lohnsteuerbemessungsgrundlage – errechnet sich aus [Auszahlungsbetrag zuzüglich Sachbezug zuzüglich Lohnsteuer] mal 12 = € 71.812,00, ergibt sich nach Anrechnung der Familienbeihilfe (zunächst ohne Familienbonus Plus) ein gekürzter Unterhalt von € 735,00. Rechnet man (nur) den anteiligen FB+ für den Antragsteller zur UBGR (siehe OGH 21.05.2019, 5 Ob 236/18v), so ergibt sich die UBGR mit € 4.901,98. 
Rechnet man auch den FB+ für das zweite Kind hinzu (was vom OGH noch nicht behandelt wurde), ergibt sich eine UBGR von 4.964,48.

Anmerkung: Die Kürzungsrechnung des Antragsgegners im Rekurs beinhaltet außerdem einen (deutlichen) Fehler zu seinen Lasten, da die Steuerbemessungsgrundlage für die normale Lohnsteuer nicht dem Auszahlungsbetrag entspricht, sondern – wie dargestellt – € 71.812 beträgt. Somit ist der anzuwendende Grenzsteuersatz nicht 42%, sondern 48%.
Familienbonus Plus als Parameter der Familienbeihilfenanrechnung:

(siehe Gitschthaler Unterhaltsrecht 4. Auflage RZ 759c mit den Formeln nach Kolmasch und Neubauer)

In dieser Variante (die vom OGH auch noch nicht bestätigt ist), ist der FB+ nicht zur UBGR hinzurechnen, aber in die Kürzungsformel zur Anrechnung der FBH einzubeziehen:

Da der KV Anspruch zumindest auf die Hälfte des FB+ hat (was KEINES Vorbringens bedarf, weil es sich aus dem EStG ergibt – siehe OGH 21.05.2019, 5 Ob 236/18v – überdies ist der Antragsgegner darauf anzuspannen) sind € 62,50 monatlich hinzurechnen (als steuerliche Entlastung, sodass die Kürzung wegen Bezugs der FBH erheblich niederer ausfällt – siehe Kolmasch) sodass sich letztlich ein Unterhalt von € 795,00 für die Zeit 01.01.2019 bis 30.04.2019 gerundet ergibt und für die Zeit ab 01.05.2019 17% von € 4.839,48 = € 822,71 vor Anrechnung der FBH.

Ausgehend von einer KZ 245 von € 71.812,00, ergibt sich nach Anrechnung der Familienbeihilfe (zunächst ohne Familienbonus Plus) ein gekürzter Unterhalt von € 687,37. Zählt man danach den (halben) FB+ in Höhe von € 62,50 hinzu, ergibt sich ein (noch immer) gekürzter Unterhalt von € 749,87, gerundet € 750,00, was ohnhin (etwas) über dem vom Erstgericht festgesetzten Unterhalt liegt.

In diesen beiden Varianten ist die Unterhaltsrechnung des Erstgericht (nur) im Ergebnis in etwa richtig (der Unterhalt wurde etwas zu nieder bemessen).

Da der Antragsgegner auch im Sinne der E OGH 21.05.2019, 5 Ob 236/18v nicht mehr sachdienliches vorbringen kann, wäre der angefochtene Beschluss zu bestätigen.

Aufgrund der obigen Ausführungen stellt der Antragsteller im Rekursverfahren nachstehende 

Anträge:

Das LG Steyr, wolle dem Rekurs KEINE Folge geben und die angefochtene Entscheidung vollinhaltlich bestätigen.
	Linz, am 31.08.2019
	


Kosten werden nicht verzeichnet (§ 101 (2) AußStrG)
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